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Inhalt: Patentgeſetz. S. 70. 


(Nr. 1947.) Patentgeſetz. Vom 7. April 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtim 
h mung des Bundesraths 
und des Reichstags was folgte „nach erfolgter Zuft 8 h 


Artikel I. 
An Stelle der 88. 1 bis 40 des Patentgeſetzes vom 25. Mai 1877 Reichs. 
Geſetzbl. S. 501) treten folgende Beſtimmungen. 


Erfter Abſchnitt. 
Patentrecht. 


9. „. 
Patente werden ertheilt für neue Erfindungen, welche eine gewerbliche Ver⸗ 
werthung geftatten. Bert ; 5 

Ausgenommen ſind: 

1. Erfindungen, deren Verwerthung den Geſetzen oder guten Sitten zu⸗ 
widerlaufen würde, 

2. Erfindungen von Nahrungs- „Genuß⸗ und Arzneimitteln, ſowie von 
Stoffen, welche auf chemiſchem Wege hergeſtellt werden, ſoweit die 
Erfindungen nicht ein beſtimmtes Verfahren zur Herſtellung der Gegen- 
ſtände betreffen. 

§. 2. 


855 Eine Erfindung gilt nicht als neu, wenn ſie zur Zeit der auf Grund 
0 erfolgten Anmeldung in öffentlichen Druckſchriften aus den letzten 
ichs Oeſetzl. 1891 19 


Ausgegeben zu Berlin den 11. April 1891. 
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hundert Jahren bereits derart beſchrieben oder im Inlande bereits fo offenkundig 
benutzt iſt, daß danach die Benutzung durch andere Sachverſtändige möglich 
erſcheint. 

Die im Auslande amtlich herausgegebenen Patentbeſchreibungen ſtehen den 
öffentlichen Druckſchriften erſt nach Ablauf von drei Monaten ſeit dem Tage der 
Herausgabe gleich, ſofern das Patent von demjenigen, welcher die Erfindung im 
Auslande angemeldet hat, oder von ſeinem Rechtsnachfolger nachgeſucht wird. 
Dieſe Begünſtigung erſtreckt ſich jedoch nur auf die amtlichen Patentbeſchreibungen 
derjenigen Staaten, in welchen nach einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen Be⸗ 
kanntmachung die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 


8 

Auf die Ertheilung des Patents hat derjenige Anſpruch, welcher die Er- 
findung zuerſt nach Maßgabe dieſes Geſetzes angemeldet hat. Eine ſpätere An⸗ 
meldung kann den Anſpruch auf ein Patent nicht begründen, wenn die Erfindung 
Gegenſtand des Patents des früheren Anmelders iſt. Trifft dieſe Vorausſetzung 
theilweiſe zu, ſo hat der ſpätere Anmelder nur Anſpruch auf Ertheilung eines 
Patents in entſprechender Beſchränkung. 

Ein Anſpruch des Patentſuchers auf Extheilung des Patents findet nicht 
ſtatt, wenn der weſentliche Inhalt ſeiner Anmeldung den Beſchreibungen, Zeich- 
nungen, Modellen, Geräthſchaften oder Einrichtungen eines Anderen oder einem 
von dieſem angewendeten Verfahren ohne Einwilligung desſelben entnommen und 
von dem letzteren aus dieſem Grunde Einſpruch erhoben iſt. Hat der Einſpruch 
die Zurücknahme oder Zurückweiſung der Anmeldung zur Folge, ſo kann der 
Einſprechende, falls er innerhalb eines Monats ſeit Mittheilung des hierauf be 
züglichen Beſcheides des Patentamts die Erfindung ſeinerſeits anmeldet, verlangen, 
daß als Tag feiner Anmeldung der Tag vor Bekanntmachung der früheren An⸗ 
meldung feſtgeſetzt werde. 

§. 4. 

Das Patent hat die Wirkung, daß der Patentinhaber ausſchließlich befugt 
iſt, gewerbsmäßig den Gegenſtand der Erfindung herzuſtellen, in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. Iſt das Patent für ein Verfahren er⸗ 
theilt, ſo erſtreckt ſich die Wirkung auch auf die durch das Verfahren unmittelbar 
hergeſtellten Erzeugniſſe. 5 

§. 5. 


Die Wirkung des Patents tritt gegen denjenigen nicht ein, welcher zur 
Zeit der Anmeldung bereits im Inlande die Erfindung in Benutzung genommen 
oder die zur Benutzung erforderlichen Veranſtaltungen getroffen hatte. Derſelbe 
iſt befugt, die Erfindung für die Bedürfniſſe ſeines eigenen Betriebes in eigenen 
oder fremden Werkſtätten auszunutzen. Dieſe Befugniß kann nur zuſammen mit 
dem Betriebe vererbt oder veräußert werden. 

Die Wirkung des Patents tritt ferner inſoweit nicht ein, als die Erfindung 
nach Beſtimmung des Reichskanzlers für das Heer oder für die Flotte oder ſonſt im 
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Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt benutzt werden fol. Doch hat der Patent, 
inhaber in dieſem Falle gegenüber dem Reich oder dem Staate, welcher in ſeinem 
beſonderen Intereſſe die Beſchränkung des Patents beantragt hat, Anſpruch auf 
angemeſſene Vergütung, welche in Ermangelung einer Verſtändigung im Rechts⸗ 
wege feſtgeſetzt wird. 

Auf Einrichtungen an Fahrzeugen, welche nur vorübergehend in das In 
land gelangen, erſtreckt ſich die Wirkung des Patents nicht. 


$. 6. 

Der Anſpruch auf Ertheilung des Patents und das Recht aus dem Patent 
gehen auf die Erben über. Der Anſpruch und das Recht können beſchränkt oder 
unbeſchränkt durch Vertrag oder durch Verfügung von Todeswegen auf andere 
übertragen werden. 

Gr g 
Die Dauer des Patents iſt fünfzehn Jahre; der Lauf dieſer Zeit beginnt 
mit dem auf die Anmeldung der Erfindung folgenden Tage. Bezweckt eine Er- 
findung die Verbeſſerung oder ſonſtige weitere Ausbildung einer anderen, zu Gunſten 
des Patentſuchers durch ein Patent geſchützten Erfindung, ſo kann dieſer die Er⸗ 
teilung eines Zuſatzpatents nachſuchen, welches mit dem Patent für die ältere 
Erfindung ſein Ende erreicht. 

Wird durch die Erklärung der Nichtigkeit des Hauptpatents ein Zuſatz⸗ 
patent zu einem ſelbſtändigen Patent, fo beſtimmt ſich deſſen Dauer und der 
Falligkeitstag der Gebühren nach dem Anfangstage des Hauptpatents. Für den 
Jahresbetrag der Gebühren iſt der Anfangstag des Zuſatzpatents maßgebend. 
Dabei gilt als erſtes Patentjahr der Zeitabſchnitt zwiſchen dem Tage der Anmel 
dung des Zuſatzpatents und dem nächſtfolgenden Jahrestage des Anfangs des 
Hauptpatents. 

§. 8. 

Für jedes Patent iſt vor der Ertheilung eine Gebühr von dreißig Mark 
zu entrichten (§. 24 Abſatz 1). 
yet; Mit Ausnahme der Zuſatzpatente ($. 7) ift außerdem für das Patent mit 
Beginn des zweiten und jedes folgenden Jahres der Dauer eine Gebühr zu ent- 
richten, welche das erſte Mal fünfzig Mark beträgt und weiterhin jedes Jahr um 
fünfzig Mark ſteigt. 

Dieſe Gebühr (Abſatz 2) iſt innerhalb ſechs Wochen nach der Fälligkeit 
zu entrichten. Nach Ablauf der Friſt kann die Zahlung nur unter Zuſchlag einer 
Gebühr von zehn Mark innerhalb weiterer ſechs Wochen erfolgen. 
bi Einem Patentinhaber, welcher ſeine Bedürftigkeit nachweiſt, können die Ge⸗ 
ren für das erſte und zweite Jahr der Dauer des Patents bis zum dritten 
Jahre geſtundet und, wenn das Patent im dritten Jahre erliſcht, erlaſſen werden. 
Wir Die Zahlung der Gebühren kann vor Eintritt der Fälligkeit erfolgen. 

Bew auf das Patent verzichtet oder dasſelbe für nichtig erklärt oder zurück⸗ 
genommen, ſo erfolgt die Rückzahlung der nicht fällig gewordenen Gebühren. 
1 
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Durch Beſchluß des Bundesraths kann eine Herabſetzung der Gebühren 
angeordnet werden. 
8 
Das Patent erliſcht, wenn der Patentinhaber auf dasſelbe verzichtet, oder 
wenn die Gebühren nicht rechtzeitig bei der Kaſſe des Patentamts oder zur Ueber⸗ 
weiſung an dieſelbe bei einer Poſtanſtalt im Gebiete des Deutſchen Reichs ein⸗ 
gezahlt ſind. 
§. 10. 
Das Patent wird für nichtig erklärt, wenn ſich ergiebt: 
1. daß der Gegenſtand nach SS. 1 und 2 nicht patentfähig war, 
2. daß die Erfindung Gegenſtand des Patents eines früheren Anmelders iſt, 
3. daß der weſentliche Inhalt der Anmeldung den Beſchreibungen, 
Zeichnungen, Modellen, Geräthſchaften oder Einrichtungen eines Anderen 
oder einem von dieſem angewendeten Verfahren ohne Einwilligung des⸗ 
ſelben entnommen war. 
Trifft eine dieſer Vorausſetzungen (1 bis 3) nur theilweiſe zu, ſo erfolgt 


die Erklärung der Nichtigkeit durch entſprechende Beſchränkung des Patents. 


Karl 
Das Patent kann nach Ablauf von drei Jahren, von dem Tage der über 
die Ertheilung des Patents erfolgten Bekanntmachung ($. 27 Abſatz 1) gerechnet, 
zurückgenommen werden: 

1. wenn der Patentinhaber es unterläßt, im Inlande die Erfindung in 
angemeſſenem Umfange zur Ausführung zu bringen, oder doch alles 
zu thun, was erforderlich iſt, um dieſe Ausführung zu ſichern; 

2. wenn im öffentlichen Intereſſe die Ertheilung der Erlaubniß zur Be 
nutzung der Erfindung an andere geboten erſcheint, der Patentinhaber 
aber gleichwohl ſich weigert, dieſe Erlaubniß gegen angemeſſene Ver⸗ 
gütung und genügende Sicherſtellung zu ertheilen. 


$. 12. 

Wer nicht im Inlande wohnt, kann den Anſpruch auf die Ertheilung eines 
Patents und die Rechte aus dem Patent nur geltend machen, wenn er im In⸗ 
lande einen Vertreter beſtellt hat. Der Letztere iſt zur Vertretung in dem nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes ftattfindenden Verfahren, ſowie in den das Patent be⸗ 
treffenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und zur Stellung von Strafanträgen 
befugt. Der Ort, wo der Vertreter ſeinen Wohnſitz hat, und in Ermangelung 
eines ſolchen der Ort, wo das Patentamt ſeinen Sitz hat, gilt im Sinne des $. 24 
der Civilprozeßordnung als der Ort, wo ſich der Vermögensgegenſtand befindet. 

Unter Zuſtimmung des Bundesraths kann durch Anordnung des Reichs⸗ 
kanzlers beſtimmt werden, daß gegen die Angehörigen eines ausländiſchen Staates 
ein Vergeltungsrecht zur Anwendung gebracht werde. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Patentamt. 


nls; 

Die Ertheilung, die Erklärung der Nichtigkeit und die Zurücknahme der 
Patente erfolgt durch das Patentamt. ö 

Das Patentamt hat feinen Sitz in Berlin. Es befteht aus einem Präf- 
denten, aus Mitgliedern, welche die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienſt beſitzen (rechtskundige Mitglieder), und aus Mitgliedern, welche 
in einem Zweige der Technik ſachverſtändig find (techniſche Mitglieder). Die Mit- 
glieder werden, und zwar der Präſident auf Vorſchlag des Bundesraths, vom 
Kaiſer ernannt. Die Berufung der rechtskundigen Mitglieder erfolgt, wenn ſie 
im Reichs- oder Staatsdienſt ein Amt bekleiden, auf die Dauer dieſes Amts, 
anderenfalls auf Lebenszeit. Die Berufung der techniſchen Mitglieder erfolgt 
entweder auf Lebenszeit oder auf fünf Jahre. In letzterem Falle finden auf ſie 
die Beſtimmungen im $. 16 des Gefehes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten, vom 31. März 1873 keine Anwendung. 


F. 14. 
In dem Patentamt werden 


1. Abtheilungen für die Patentanmeldungen (Anmeldeabtheilungen), 
2. eine Abtheilung für die Anträge auf Erklärung der Nichtigkeit oder auf 
Zurücknahme von Patenten (Nichtigkeitsabtheilung), 


3. Abtheilungen für die Beſchwerden (Beſchwerdeabtheilungen) 
gebildet. 


In den Anmeldeabtheilungen dürfen nur ſolche techniſche Mitglieder mit⸗ 
wirken, welche auf Lebenszeit berufen ſind. Die techniſchen Mitglieder der Ans 
meldeabtheilungen dürfen nicht in den übrigen Abtheilungen, die techniſchen Mit⸗ 
glieder der letzteren nicht in den Anmeldeabtheilungen mitwirken. 5 

Die Beſchlußfähigkeit der Anmeldeabtheilungen iſt durch die Anweſenheit 
von mindeſtens drei Mitgliedern bedingt, unter welchen ſich zwei techniſche Mit⸗ 
glieder befinden müffen. 25 

Die Entſcheidungen der Nichtigkeitsabtheilung und der Beſchwerdeabtheilungen 
erfolgen in der Beſetzung von zwei rechtskundigen und drei techniſchen Mitgliedern. 
Zu anderen Beſchlußfaſſungen genügt die Anweſenheit von drei Mitgliedern. 

Die Beſtimmungen der Civilprozeßordnung über Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen finden entſprechende Anwendung. . 

Zu den Berathungen können Sachverſtändige, welche nicht Mitglieder ſind, 
zugezogen werden; dieſelben dürfen an den Abſtimmungen nicht theilnehmen. 


un a Ks 


$. 15. 
Die Befchlüffe und die Entſcheidungen der Abtheilungen erfolgen im Namen 
des Patentamts; ſie ſind mit Gründen zu verſehen, ſchriftlich auszufertigen und 
allen Betheiligten von Amtswegen zuzuſtellen. 


F. 16. 
Gegen die Beſchlüſſe der Anmeldeabtheilungen und der Nichtigkeitsabtheilung 
findet die Beſchwerde ſtatt. An der Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde darf 
kein Mitglied theilnehmen, welches bei dem angefochtenen Beſchluſſe mitgewirkt hat. 


Sin, 

Die Bildung der Abtheilungen, die Beſtimmung ihres Geſchäftskreiſes, die 
Formen des Verfahrens, einſchließlich des Zuſtellungsweſens, und der Geſchäfts⸗ 
gang des Patentamts werden, inſoweit dieſes Geſetz nicht Beſtimmungen darüber 
trifft, durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuſtimmung des Bundesraths geregelt. 


$. 18. 


Das Patentamt iſt verpflichtet, auf Erſuchen der Gerichte über Fragen, 
welche Patente betreffen, Gutachten abzugeben, ſofern in dem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren von einander abweichende Gutachten mehrerer Sachverſtändiger vorliegen. 

Im Uebrigen iſt das Patentamt nicht befugt, ohne Genehmigung des 
Reichskanzlers außerhalb ſeines geſetzlichen Geſchäftskreiſes Beſchlüſſe zu faſſen 
oder Gutachten abzugeben. 

8 

Bei dem Patentamt wird eine Rolle geführt, welche den Gegenſtand und 
die Dauer der ertheilten Patente, ſowie den Namen und Wohnort der Patent⸗ 
inhaber und ihrer bei Anmeldung der Erfindung etwa beftellten Vertreter angiebt. 
Der Anfang, der Ablauf, das Erlöſchen, die Erklärung der Nichtigkeit und die 
Zurücknahme der Patente ſind, unter gleichzeitiger Bekanntmachung durch den 
Reichsanzeiger, in der Rolle zu vermerken. 

Tritt in der Perſon des Patentinhabers oder ſeines Vertreters eine Aenderung 
ein, ſo wird dieſelbe, wenn ſie in beweiſender Form zur Kenntniß des Patentamts 
gebracht iſt, ebenfalls in der Rolle vermerkt und durch den Reichsanzeiger ver⸗ 
öffentlicht. Solange dieſes nicht geſchehen iſt, bleiben der frühere Patentinhaber 
und fein früherer Vertreter nach Maßgabe dieſes Geſetzes berechtigt und verpflichtet. 

Die Einſicht der Rolle, der Beſchreibungen, Zeichnungen, Modelle und 
Probeſtücke, auf Grund deren die Ertheilung der Patente erfolgt iſt, ſteht, ſoweit 
es ſich nicht um ein im Namen der Reichsverwaltung für die Zwecke des Heeres 
oder der Flotte genommenes Patent handelt, jedermann frei. 

Das Patentamt veröffentlicht die Beſchreibungen und Zeichnungen, ſoweit 
deren Einſicht jedermann freiſteht, in ihren weſentlichen Theilen durch ein amt⸗ 
liches Blatt. In dasſelbe ſind auch die Bekanntmachungen aufzunehmen, welche 
durch den Reichsanzeiger nach Maßgabe dieſes Geſetzes erfolgen müſſen. 
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Dritter Abſchnitt. 
Verfahren in Patentſachen. 


$. 20. 

Die Anmeldung einer Erfindung behufs Ertheilung eines Patents geſchieht 
ſchriftlich bei dem Patentamt. Für jede Erfindung iſt eine beſondere Anmeldung 
erforderlich. Die Anmeldung muß den Antrag auf Ertheilung des Patents ent- 
halten und in dem Antrage den Gegenſtand, welcher durch das Patent geſchüßt 
werden ſoll, genau bezeichnen. In einer Anlage iſt die Erfindung dergeſtalt zu 
beſchreiben, daß danach die Benutzung derſelben durch andere Sachverſtändige 
möglich erſcheint. Am Schluſſe der Beſchreibung iſt dasjenige anzugeben, was 
als patentfähig unter Schutz geſtellt werden ſoll (Patentanſpruch). Auch ſind 
die erforderlichen Zeichnungen, bildlichen Darſtellungen, Modelle und Probeſtücke 
beizufügen. 


Das Patentamt erläßt Beſtimmungen über die ſonſtigen Erforderniſſe der 
Anmeldung. a 

Bis zu dem Beſchluſſe über die Bekanntmachung der Anmeldung ſind 
Abänderungen der darin enthaltenen Angaben zuläffig. Gleichzeitig mit der Ans 
meldung ſind für die Koſten des Verfahrens zwanzig Mark zu zahlen. 


. 21. Ihe 

Die Anmeldung unterliegt einer Vorprüfung durch ein Mitglied der An⸗ 
meldeabtheilung. 

Erſcheint hierbei die Anmeldung als den vorgeſchriebenen Anforderungen 
($. 20) nicht genügend, fo wird durch Vorbeſcheid der Patentſucher aufgefordert, 
die Mängel innerhalb einer beſtimmten Friſt zu beſeitigen. 

Inſoweit die Vorprüfung ergiebt, daß eine nach § . 1, 2, 3 Abſatz 1 
patentfähige Erfindung nicht vorliegt, wird der Patentſucher hiervon unter An⸗ 
920 der Gründe mit der Aufforderung benachrichtigt, ſich binnen einer beſtimmten 

riſt zu äußern. 

Erklärt ſich der Patentſucher auf den Vorbeſcheid (Abſatz 2 und 3) nicht 
rechtzeitig, ſo gilt die Anmeldung als zurückgenommen; erklärt er ſich innerhalb 
der Friſt, fo faßt die Anmeldeabtheilung Beſchluß. 


F. 22. 


Iſt durch die Anmeldung den vorgeſchriebenen Anforderungen ($. 20) nicht 
genügt oder ergiebt ſich, daß eine nach $$. 1, 2, 3 Abſatz 1 patentfähige Erfin⸗ 
dung nicht vorliegt, ſo wird die Anmeldung von der Abtheilung zurückgewieſen. 
11 55 Beſchlußfaſſung darf das Mitglied, welches den Vorbeſcheid erlaſſen hat, 

icht theilnehmen. f 
oll die Zurückweiſung auf Grund von Umſtänden erfolgen, welche nicht 


bereits durch den Vorbeſcheid dem Patentſucher mitgetheilt waren, ſo iſt demſelben 


2 


vorher Gelegenheit zu geben, ſich über dieſe Umſtände binnen einer beſtimmten 
Friſt zu äußern. 
$. 23. 

Erachtet das Patentamt die Anmeldung für gehörig erfolgt und die Er⸗ 
theilung eines Patents nicht für ausgeſchloſſen, ſo beſchließt es die Bekannt⸗ 
machung der Anmeldung. Mit der Bekanntmachung treten für den Gegenſtand 
der Anmeldung zu Gunſten des Patentſuchers einſtweilen die geſetzlichen Wirkungen 
des Patents ein (§§. 4 und 5). 

Die Bekanntmachung geſchieht in der Weiſe, daß der Name des Patent. 
ſuchers und der weſentliche Inhalt des in ſeiner Anmeldung enthaltenen Antrags 
durch den Reichsanzeiger einmal veröffentlicht wird. Mit der Veröffentlichung iſt 
die Anzeige zu verbinden, daß der Gegenſtand der Anmeldung einſtweilen gegen 
unbefugte Benutzung geſchützt ſei. 

Gleichzeitig iſt die Anmeldung mit ſämmtlichen Beilagen bei dem Patent⸗ 
amt zur Einſicht für jedermann auszulegen. Auf dem durch $. 17 des Geſetzes 
beſtimmten Wege kann angeordnet werden, daß die Auslegung auch außerhalb 
Berlins zu erfolgen habe. 

Die Bekanntmachung kann auf Antrag des Patentſuchers auf die Dauer 
von höchſtens ſechs Monaten, vom Tage des Beſchluſſes über die Bekannt⸗ 
machung an gerechnet, ausgeſetzt werden. Bis zur Dauer von drei Monaten 
darf die Ausſetzung nicht verſagt werden. 

Handelt es ſich um ein im Namen der Reichsverwaltung für die Zwecke 
des Heeres oder der Flotte nachgeſuchtes Patent, ſo erfolgt auf Antrag die 
Patentertheilung ohne jede Bekanntmachung. In dieſem Falle unterbleibt auch 
die Eintragung in die Patentrolle. 


$. 24. 

Innerhalb der Friſt von zwei Monaten nach der Veröffentlichung ($. 23) 
ift die erſte Jahresgebühr ($. 8 Abſatz 1) einzuzahlen. Erfolgt die Einzahlung 
nicht binnen dieſer Friſt, ſo gilt die Anmeldung als zurückgenommen. 

Innerhalb der gleichen Friſt kann gegen die Ertheilung des Patents Ein⸗ 
ſpruch erhoben werden. Der Einſpruch muß ſchriftlich erfolgen und mit Gründen 
verſehen ſein. Er kann nur auf die Behauptung geſtützt werden, daß der Gegen⸗ 
ſtand nach $$. 1 und 2 nicht patentfähig ſei, oder daß dem Patentſucher ein 
Anſpruch auf das Patent nach F. 3 nicht zuſtehe. Im Falle des §. 3 Abſatz 2 
iſt nur der Verletzte zum Einſpruch berechtigt. 

Nach Ablauf der Friſt hat das Patentamt über die Ertheilung des Patents 
Beſchluß zu faſſen. An der Beſchlußfaſſung darf das Mitglied, welches den Vor⸗ 
beſcheid (§. 21) erlaſſen hat, nicht theilnehmen. 


§. 25. 
Bei der Vorprüfung und in dem Verfahren vor der Anmeldeabtheilung 
kann jederzeit die Ladung und Anhörung der Betheiligten, die Vernehmung von 
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Zeugen und Sachverſtändigen, ſowie die Vornahme ſonſtiger zur Aufklärung der 
Sache erforderlicher Ermittelungen angeordnet werden. 


$. 26. 


Gegen den Beſchluß, durch welchen die Anmeldung zurückgewieſen wird, 
kann der Patentſucher, und gegen den Beſchluß, durch welchen über die Ertheilung 
des Patents entſchieden wird, der Patentſucher oder der Einſprechende innerhalb 
eines Monats nach der Zuſtellung Beſchwerde einlegen. Mit der Einlegung der 
Beſchwerde find für die Koſten des Beſchwerdeverfahrens zwanzig Mark zu zahlen 
erfolgt die Zahlung nicht, ſo gilt die Beſchwerde als nicht erhoben. 

Iſt die Beſchwerde an ſich nicht ſtatthaft oder iſt dieſelbe verſpätet ein⸗ 
gelegt, ſo wird ſie als unzuläſſig verworfen. 

Wird die Beſchwerde für zuläſſig befunden, fo richtet ſich das weitere Ver- 
fahren nach $. 25. Die Ladung und Anhörung der Betheiligten muß auf 
Antrag eines derſelben erfolgen. Dieſer Antrag kann nur abgelehnt werden, 
wenn die Ladung des Antragſtellers in dem Verfahren vor der Anmeldeabtheilung 
bereits erfolgt war. 

Soll die Entſcheidung über die Beſchwerde auf Grund anderer als der in 
dem angegriffenen Beſchluſſe berückſichtigten Umſtände erfolgen, fo iſt den Bethei⸗ 
ligten zuvor Gelegenheit zu geben, ſich hierüber zu äußern. 8 

Das Patentamt kann nach freiem Ermeſſen beſtimmen, inwieweit einem 
Betheiligten im Falle des Unterliegens die Koſten des Beſchwerdeverfahrens zur 
Laſt fallen, ſowie anordnen, daß dem Betheiligten, deſſen Beſchwerde für gerecht 
fertigt befunden iſt, die Gebühr (Abſatz 1) zurückgezahlt wird. 


5227. 

Iſt die Ertheilung des Patents endgültig beſchloſſen, fo erläßt das Patent. 
amt darüber durch den Reichsanzeiger eine Bekanntmachung und fertigt demnächſt 
für den Patentinhaber eine Urkunde aus. { 

Wird die Anmeldung nach der Veröffentlichung ($. 23) zurückgenommen 
oder wird das Patent verſagt, ſo iſt dies ebenfalls bekannt zu machen. Die 
eingezahlte Jahresgebühr wird in dieſen Fällen erſtattet. Mit der Verſagung des 
Patents gelten die Wirkungen des einſtweiligen Schutzes als nicht eingetreten. 


§. 28. 
„Die Einleitung des Verfahrens wegen Erklärung der Nichtigkeit oder wegen 
Zurücknahme des Patents erfolgt nur auf Antrag. 
Im Falle des §. 10 Nr. 3 iſt nur der Verletzte zu dem Antrage berechtigt. 
T Im Falle des F. 10 Nr. 1 iſt nach Ablauf von fünf Jahren, von dem 
Abe der über die Ertheilung des Patents erfolgten Bekanntmachung (§. 27 
bſatz 1) gerechnet „der Antrag unſtatthaft. 
Der Antrag iſt ſchriftlich an das Patentamt zu richten und hat die That⸗ 
ſachen anzugeben, auf welche er geſtützt wird. Mit dem Antrage iſt eine Ge⸗ 
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bühr von fünfzig Mark zu zahlen. Erfolgt die Zahlung nicht, fo gilt der Antrag 
als nicht geſtellt. Die Gebühr wird erſtattet, wenn das Verfahren ohne An⸗ 
hörung der Betheiligten beendet wird. 

Wohnt der Antragſteller im Auslande, ſo hat er dem Gegner auf deſſen 
Verlangen Sicherheit wegen der Koſten des Verfahrens zu leiſten. Die Höhe der 
Sicherheit wird von dem Patentamt nach freiem Ermeſſen feſtgeſetzt. Dem 
Antragſteller wird bei Anordnung der Sicherheitsleiſtung eine Friſt beſtimmt, 
binnen welcher die Sicherheit zu leiſten iſt. Erfolgt die Sicherheitsleiſtung nicht 
vor Ablauf der Friſt, ſo gilt der Antrag als zurückgenommen. 


$. 29. 


Nachdem die Einleitung des Verfahrens verfügt iſt, fordert das Patentamt 
den Patentinhaber unter Mittheilung des Antrags auf, ſich über denſelben inner⸗ 
halb eines Monats zu erklären. 

Erklärt der Patentinhaber binnen der Friſt ſich nicht, ſo kann ohne Ladung 
und Anhörung der Betheiligten ſofort nach dem Antrage entſchieden und bei 
dieſer Entſcheidung jede von dem Antragſteller behauptete Thatſache für erwieſen 
angenommen werden. 


$. 30. 


Widerſpricht der Patentinhaber rechtzeitig, oder wird im Falle des §. 29 
Abſatz 2 nicht ſofort nach dem Antrage entſchieden, ſo trifft das Patentamt, und 
zwar im erſteren Falle unter Mittheilung des Widerſpruchs an den Antragſteller, 
die zur Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen. Es kann die Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen anordnen. Auf dieſelben finden die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Die Beweisver⸗ 
handlungen ſind unter Zuziehung eines beeidigten Protokollführers aufzunehmen. 

Die Entſcheidung erfolgt nach Ladung und Anhörung der Betheiligten. 

Wird die Zurücknahme des Patents auf Grund des F. 11 Nr. 2 beantragt, 
fo muß der dieſem Antrage entſprechenden Entſcheidung eine Androhung der Zurück⸗ 
nahme unter Angabe von Gründen und unter Feſtſetzung einer angemeſſenen Friſt 
vorausgehen. 


F. 31. 


In der Entſcheidung ($$. 29, 30) hat das Patentamt nach freiem Ermeſſen 
zu beſtimmen, zu welchem Antheile die Koſten des Verfahrens den Betheiligten 
zur Laſt fallen. 


$. 32. 

Die Gerichte find verpflichtet, dem Patentamt Rechtshülfe zu leiſten. Die 
Feſtſetzung einer Strafe gegen Zeugen und Sachverſtändige, welche nicht erſcheinen 
oder ihre Ausſage oder deren Beeidigung verweigern, ſowie die Vorführung eines 
nicht erſchienenen Zeugen erfolgt auf Erſuchen durch die Gerichte. 
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$. 33. 


Gegen die Entſcheidung des Patentamts ($$. 29, 30) iſt die Berufung 
zuläſſig. Die Berufung geht an das Reichsgericht. Sie iſt binnen ſechs Wochen 
nach der Zuſtellung bei dem Patentamt ſchriftlich anzumelden und zu begründen. 

Durch das Urtheil des Gerichtshofs iſt nach Maßgabe des F. 31 auch 
über die Koſten des Verfahrens zu beſtimmen. 

Im Uebrigen wird das Verfahren vor dem Gerichtshof durch ein Regulativ 
beftimmt, welches von dem Gerichtshof zu entwerfen ift und durch Kaiserliche 
Verordnung unter Zuſtimmung des Bundesraths feſtgeſtellt wird. 


F. 34. 
In Betreff der Geſchäftsſprache vor dem Patentamt finden die Be 
ſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Gerichtsſprache entsprechende 


abe io icht i tſcher S bgefaßt ſind, werden 
nicht berü ichigt. welche nicht in deutſcher Sprache abgefaßt find, 


Vierter Abſchnitt. 
Strafen und Entſchaͤdigung. 


$. 35. 
e, Wer wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit den Beſtimmungen der 
33. 4 und 5 zuwider eine Erfindung in Benutzung nimmt, iſt dem Verletzten 
zur Entſchädigung verpflichtet. | 
Handelt es fi) um eine Erfindung, welche ein Verfahren zur Herſtellung 
eines neuen Stoffes zum Gegenſtand hat, jo gilt bis zum Beweiſe des Gegentheils 
jeder Stoff von gleicher Beſchaffenheit als nach dem patentirten Verfahren hergeſtellt. 


So, 

4 Wer wiſſentlich den Beſtimmungen der $$. 4 und 5 zuwider eine Erfindung 
in Benutzung nimmt, wird mit Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des 
Antrags iſt zuläſſig. 

Wird auf Strafe erkannt, ſo iſt zugleich dem Verletzten die Befugniß zu⸗ 
zuſprechen, die Verurtheilung auf Koſten des Verurtheilten öffentlich bekannt zu 


machen. Die Art der Bekanntmachung, ſowie die Friſt zu derſelben iſt im Ur- 
theil zu beſtimmen. 
$. 37. 


N Statt jeder aus dieſem Geſetze entſpringenden Entſchädigung kann auf Ver⸗ 
angen des Beſchädigten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
a zum Betrage von zehntauſend Mark erkannt werden. Für diefe Buße haften 
die zu derſelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. 
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Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädi⸗ 

gungsanſpruchs aus. 
$. 38. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Wider⸗ 
klage ein Anſpruch auf Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes geltend gemacht 
iſt, wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des F. 8 
des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgericht zugewieſen. 

un 


Die Klagen wegen Verletzung des Patentrechts verjähren rüdjichtlich jeder 
einzelnen dieſelbe begründenden Handlung in drei Jahren. 


$. 40. 

Mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark wird beſtraft: 

1. wer Gegenſtände oder deren Verpackung mit einer Bezeichnung verſieht, 
welche geeignet iſt, den Irrthum zu erregen, daß die Gegenſtände durch 
ein Patent nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt feien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeſchildern, auf Empfehlungs⸗ 
karten oder in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeichnung anwendet, 
welche geeignet iſt, den Irrthum zu erregen, daß die darin erwähnten 
Gegenſtände durch ein Patent nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt ſeien. 


Artikel II. 
Die Beſtimmung im F. 28 Abſatz 3 des Artikels I findet auf die zur Zeit 
beſtehenden Patente mit der Maßgabe Anwendung, daß der Antrag mindeſtens 
bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Tage des Inkrafttretens dieſes Ge⸗ 


ſetzes ſtatthaft iſt. 
Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1891 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Kiel, den 7. April 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 
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